
Frau Dr. Lucyga (SPD):

Eine zweite Frage. Damit beraubt sich jede Frau, die sich für 
einen Beruf entscheiden möchte, der Möglichkeit, eventuell so­
gar über ihren Lebensabend selbst zu entscheiden; denn die 
Nichtberufstätigkeit von Frauen ist ja einer der Gründe für Al­
tersarmut beispielsweise, für Abstieg.

(Beifall bei SPD, PDS und Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Frau Abgeordnete Landgraf, gestatten Sie noch eine Zwi­
schenfrage?

(Frau Birthler, Bündnis 90/Grüne: Aber, Frau Landgraf!)

Keine Fragen mehr, Frau Birthler.

Ich fahre fort. Weitere Wortmeldungen lagen dem Präsidium 
nicht vor. Wie Sie gehört haben, liegt dem Präsidium außer den 
von uns vorgeschlagenen Überweisungen noch der Antrag auf 
Überweisung an den Ausschuß für Jugend und Sport vor. Ich bit­
te jetzt, darüber abzustimmen. Wer für diese zusätzliche Über­
weisung ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Das ist mehr­
heitlich der Fall.

(Widerspruch im Saal)

Also, wenn Sie es wünschen, und dann bitte auch genau darauf 
achten: Wer für die zusätzliche Überweisung in den Ausschuß 
für Jugend und Sport ist, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Danke schön. Die Gegenprobe: - Es ist von hier aus deutlich eine 
Mehrheit zu erkennen.

Damit bringe ich zur Abstimmung, den Gesetzentwurf des 
Ministerrates, verzeichnet auf Drucksache Nr. 92, zu überweisen 
in den Rechtsausschuß mit Federführung, zusätzlich an den 
Ausschuß für Familie und Frauen, an den Ausschuß für Arbeit 
und Soziales und an den Ausschuß für Jugend und Sport. Wer für 
die Überweisung an diese vier genannten Ausschüsse ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Danke schön. Wer ist dagegen? - 
Stimmenthaltungen? - Bei wenigen Stimmenthaltungen ist die 
Überweisung so beschlossen. Danke schön.

Meine Damen und Herren! Ich habe die Aufgabe und die Freu­
de, Ihnen mitteilen zu können, daß unsere spontane Spendenak­
tion für die Kinder von Tschernobyl heute nachmittag den Be­
trag von 4 595 Mark und 120 DM erbracht hat. Ich danke Ihnen.

(Vereinzelt Beifall)

Und weiterhin darf ich Ihnen mitteilen, daß die Spendensum­
me von unserer spontanen Aktion für die Opfer des Erdbebens in 
Iran in Höhe von 20 200 Mark der DDR und 220 DM am 25. Juni 
1990 auf das Konto der Staatsbank überwiesen wurde. Danke 
schön.

(Vereinzelt Beifall)

Und nun rufe ich den Tagesordnungspunkt 12 auf:

Gesetz über die Berufsvertretungen und die Berufsaus­
übungen der Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte und Apotheker 
(Kammergesetz)
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 93).

Zur Begründung des Gesetzentwurfs erteile ich dem Parla­
mentarischen Staatssekretär im Ministerium für Gesundheits­
wesen, Herrn Schmidt, das Wort. Bitte.

Schmidt, Parlamentarischer Staatssekretär im Ministerium 
für Gesundheitswesen:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In Anbetracht der 
vorgeschrittenen Tageszeit denke ich, daß Sie mit mir überein­
stimmen, mich kurz zu fassen. Für mich ist es eine besondere

Ehre, da ich Mediziner bin, Ihnen diesen Gesetzentwurf heute in 
diesem Hohen Haus zu unterbreiten.

Mit dem vorliegenden Entwurf des Gesetzes über die Berufs­
vertretung der Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte und Apotheker (Kam­
mergesetz) sollte die rechtliche Grundlage für die Schaffung von 
berufsständischen Selbstverwaltungen der oben genannten 
freien Berufe in Form von Körperschaften des ordentlichen 
Rechts unter Rechtsaufsicht der Länder geschaffen werden. Der 
künftigen Gesetzgebung der Länderparlamente bleibt es Vorbe­
halten, diese Rechtsgrundlage weiter auszugestalten.

Mit dem Kammergesetz wird ein Beitrag geleistet, an die Stel­
le überwundener zentralistischer und staatlicher Strukturen de­
mokratische Formen der öffentlichen Berufsvertretungen der 
Ärzteschaft und anderer freier Berufe zu setzen. Das Gesetz re­
gelt im einzelnen die Mitgliedschaft der Kammern und deren 
Aufgaben. Zu diesen zählen die Vertretungen der Mitglieder und 
die Förderung der Berufsinteressen, die Überwachung der Ein­
haltung der Berufspflichten sowie die Weiter- und Fortbildung 
der Mitglieder.

Des weiteren enthält das Gesetz Festlegungen zur Ordina­
tionsstruktur und zur Rechtsaufsicht.

Die Errichtung von Kammern schließt an bewährte deutsche 
Standestraditionen an und entspricht auch der Rechtslage in der 
Bundesrepublik Deutschland.

In allen künftigen fünf Bundesländern der DDR haben sich— 
Vertreter der entsprechenden Berufsstände auf die Bildung von 
Kammern vorbereitet. Das Gesetz regelt die erforderlichen 
Schritte zur Durchführung von demokratischen Wahlen für die 
Organe in den Karnern.

Ich bitte Sie um die Überweisung in die entsprechenden Aus­
schüsse.

(Schwacher Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Ich danke Herrn Staatssekretär Schmidt und eröffne die Aus­
sprache. Für jede Fraktion ist bis zu 5 Minuten Redezeit vorgese­
hen.

Das Wort hat der Abgeordnete Axthelm von der Fraktion CDU/ 
DA.

Dr. Axthelm für die Fraktion CDU/DA:

Herr Vizepräsident! Meine Damen und Herren! Die CDU- ' 
Fraktion unterstützt den vorliegenden Gesetzentwurf. Freie Be­
rufsausübung, für die wir engagiert eintreten, bedeutet schließ­
lich nicht Arbeit im rechtsfreien Raum, erst recht und ganz be­
sonders nicht kann medizinische Tätigkeit ohne klar formulierte 
Rechtsgrundsätze geschehen, greift sie doch unter Umständen 
tief in die Persönlichkeit des Menschen ein.

Für einen bedeutenden Fortschritt halten wir die Rückkehr 
zu bewährten demokratischen Strukturen der berufsständi­
schen Selbstverwaltung. Es ist sicher sinnvoll, wenn ein Gre­
mium, das demokratisch von allen gewählt wird und damit das 
Votum aller Kollegen besitzt, die Auslegung der Berufsregeln 
bzw. deren Einhaltung überwacht und nicht, wie in der Vergan­
genheit, Funktionäre, die keineswegs immer fachlich qualifi­
ziert genug oder so integer waren, daß sie das Vertrauen aller 
hatten.

Es werden mit dem Gesetz die Voraussetzungen geschaffen, 
den Sicherstellungsauftrag des Staates für die medizinische Be­
treuung an die Kammern zu übertragen. Es ist klar, damit steigt 
enorm die Verantwortung dieser Gremien, und die kann letztlich 
nur getragen werden, wenn alle Ärzte, Zahnärzte, Apotheker 
oder Tierärzte in der jeweiligen Kammer zur Mitgliedschaft ver­
pflichtet werden.
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